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Regulativ ei 
zur Ordnung des Geſchäftsganges und des Verfahrens bei den Kreisausſchüſſen und 
den an Stelle des Kreie ausſchuſſes tretenden Behörden (Stadtausſchuß, Magiſtrat) im 
Geltungsbereiche der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872. 


An Stelle des Regulativs zur Ordnung des Geſchäfts⸗rufung ſeines Vorſitzenden. Dem Vorſitzenden bleibt es 
ganges bei den Kreis⸗ (Stadt-) Ausſchüſſen vom 2. April überlaſſen, im Voraus regelmäßige Sitzungstage zu be⸗ 
* treten vont 1. April 1884 ab gemäß § 166 der ſtimmen. 

Gbtsordunng vom 13. Dezember 1872 und § 56 des 


Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom Behinderung der Mitglieder. 3 
30. Juli 1883 die nachſtehenden Beſtimmungen: § 4. Ein Mitglied, welches durch Krankheit oder 
Geſchäftskreis durch ſonſtige nicht zu beſeitigende Umſtände verhindert 


8 iſt, einer Sitzung beizuwohnen oder ſich der Wahrneh⸗ 
9. 1. Der Kreisausſchuß hat mung der ihm ſonſt obliegenden Geſchäfte zu unterziehen, 
a. in der Kreiskommunalverwaltung die ihm durch hat dies dem Vorſitzenden ſofort anzuzeigen. 2 

die Kreisordnung übertragenen Geſchäfte zu vers Mitglieder, welche eine längere Entfernung von 
ſehen, ihrem Wohnorte beabſichtigen, haben dies dem Vorſitzen⸗ 
b. in der allgemeinen Landesverwaltung nach näherer den zeitig anzuzeigen. 
Vorſchrift der Geſetze mitzuwirken (§ 4 Abſ. 1 n 
des Landesverwaltungsgeſetzes) und die Mer: Ferien. 
waltungsgerichtsbarkeit (Entſcheidung im Ver⸗ $ 5. Der Kreisausſchuß hält Ferien während 
waltungsſtreiwerfahren) auszuüben ($ 7 Abſ. 1 der Zeit vom 21. Juli bis zum 1. September. Die⸗ 
und 2 a. a. O.). ſeelben ſind zwei Wochen vor ihrem Beginn durch das 
Der Stadtausſchuß in Stadtkreiſen und der Ma⸗ Kreisblatt beziehungsweiſe das zur Aufnahme kreispoli⸗ 
giſtrat in den einem Landkreiſe angehörigen Städten zeilicher Bekanntmachungen beſtimmte Blatt zur öffent⸗ 
mit mehr als 10000 Einwohnern tritt bezüglich der lichen Kenntniß zu bringen. 
unter Litt. b. bezeichneten Geſchäfte in den durch die Während der Ferien dürfen Termine zur münd⸗ 
Geſetze beſonders beſtimmten Fällen an Stelle des Kreis- lichen Verhandlung der Regel nach nur in ſchleunigen 
ausſchuſſes (8 4 Abſ. 2 a. a. O.). Sachen abgehalten werden. 
Die in den nachfolgenden Paragraphen für den Auf den Lauf der geſetzlichen Friſten bleiben die 
ul gegebenen Vorſchriften gelten auch für den Ferien ohne Einfluß. 
Stadtausſchuß und den Magiſtrat, ſoweit keine beſondere ; . 
Veſtimmung A if. j Befugniſſe des Vorſitzenden. 
Verfa 9 6. Der Vorſitzende ($ 136 der Kreisordnung; 
erfahren. 98 36, 37 des Landesverwaltungsgeſetzes) leitet und 
$ 2. Das Verfahren des Kreisausſchuſſes hin⸗ beaufſichtigt den geſammten Geſchäftsgang und ſorgt für 
ſichtlich der in § 1 Litt. b. erwähnten Geſchäfte iſt in die prompte Erledigung der Geſchäfte. 
den geſetzlich beſonders bezeichneten Fällen das Ver⸗ Er eröffnet die eingehenden Schriftſtücke und ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren, im Uebrigen das Beſchlußverfah⸗ merkt auf denſelben den Tag des Eingangs. Für den 
ren, nach näherer Vorſchrift des Landesverwaltungs⸗ Fall der Behinderung des Vorſitzenden beziehungsweiſe 
geſetzes und der für gewiſſe Angelegenheiten, insbeſondere deſſen Stellvertreters im Vorſitze kann ein vereidigter 
auch zur Ausführung der Reichsgewerbe⸗ Ordnung, er⸗Büreau⸗Beamter des Kreisausſchuſſes mit der Eroffnung 
laſſenen Beſtimmungen. und Präſentation der eingehenden Schriftſtücke beauftragt 
a werden. 
Sitzungen. Iſt von einer Partei im Verwaltungsſtreitverfah⸗ 
3 3. Der Kreisausſchuß verſammelt ſich auf Be⸗ ren, der Vorſchrift des 9 66 des Landesverwaltungs⸗ 


— 


geſetzes zuwider, die Einreichung von Duplikaten verab⸗ 
ſäumt, ſo kann die Anfertigung derſelben auf Koſten 
der Partei von dem Vorſitzenden angeordnet werden. 

§ 7. Der Vorſitzende vertheilt die Geſchäfte unter 
die Mitglieder des Kollegiums. In den zur kollegia⸗ 
liſchen Beſchlußfaſſung oder Entſcheidung gelangenden 
Sachen beſtellt der Vorſitzende aus der Zahl der Mitglie⸗ 
der einen Referenten und nach Befinden einen Korrefe⸗ 
renten; auch kann er ſich ſelbſt und da, wo ein Syn⸗ 
dikus angeſtellt iſt, auch dieſen zum Referenten oder 
zum Korreferenten ernennen. 

Er zeichnet die Konzepte aller Verfügungen. 

§ 8. Abgefehen von den Fällen, in welchen das 
Geſetz — 88 60, 64, 86, 111, 117, 122 a. a. O. — 
den Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes ermächtigt bezw. 
anweiſt, Namens der Behörde Verfügungen oder Beſcheide 
zu erlaſſen, werden Verfügungen, welche, ohne der ſach⸗ 
lichen Beſchlußfaſſung oder Entſcheidung vorzugreifen, 
zur Vorbereitung derſelben dienen oder die Leitung des 
Verfahrens bezwecken und für welche die Zuſtimmung 
des Kollegiums nicht beſonders vorgeſchrieben iſt (8 118 
a. a. O.), der Regel nach ohne Vortrag im Kollegium 


Verhandlung iſt durch einen Vortrag des Referenten 
über das Sachverhältniß einzuleiten; bei dem Erſcheinen 
ſämmtlicher Betheiligten kann der Vorſitzende dieſen den 
Vortrag des Sachverhalts überlaſſen. Der Vorſitzende 
hat dahin zu wirken, daß das Sachverhältniß vollſtändig 
aufgeklärt und die ſachdienlichen Anträge von den Be⸗ 
theiligten geſtellt werden. 

§ 12. Durch Aufnahme in das Protokoll über 
die mündliche Verhandlung ſind insbeſondere feſtzuſtellen: 

a. ucue thatſächliche Erklärungen und neue Anträge 
der Betheiligten oder die Thatſache, daß ſolche aus 
den Vorträgen der Betheiligten nicht zu entnehmen 
waren; 

b. Anerkenntniſſe, Verzichtleiſtungen und Vergleiche, 
durch welche der geltend gemachte Anſpruch ganz 
oder theilweiſe erledigt wird; 

c. die Ausſagen der Zeugen und Sachverſtändigen, 
welche im Termine zur mündlichen Verhandlung 
vernommen werden; 

d. die zum Zwecke der Aufklärung des Sachverhal 8 
oder der förmlichen Beweisaufnahme erfolgte Vor⸗ 
legung von Akten und Verleſung von Schrift⸗ 


entweder von dem Vorſitzenden ſelbſt oder unter ſeiner jtücden ; 
Mitzeichnung von demjenigen Mitgliede erlaffen, welchem] e. das Ergebniß eines im Termin eingenommenen 
der Vorſitzende die Bearbeitung der Sache überträgt. Augenſcheins. 


Ergiebt ſich zwiſchen dieſem Mitgliede und dem Vor⸗ 
ſitzenden eine Meinungsverſchiedenheit oder wird gegen 
das Verfügte Einſpruch erhoben, ſo iſt die Beſchluß⸗ 
faſſung des Kollegiums hierüber herbeizuführen. 

Dem Ermeſſen des Vorſitzenden bleibt es in allen 
Fällen überlaſſen, den vorgängigen Vortrag im Kolle⸗ 
gium anzuordnen. 

§ 9. Der Vorſitzende leitet die Verhandlungen 
und Berathungen in den Sitzungen; bei der Abſtimmung 
ſtellt er die Fragen und ſammelt die Stimmen — vor⸗ 
behaltlich der Entſcheidung des Kollegiums, falls über 
die Frageſtellung oder über das Ergebniß der Abſtim⸗ 
mung eine Meinungsverſchiedenheit entſteht. Bei der 
Abſtimmung giebt der Referent, ſoweit er Stimmrecht 
hat (§ 132 der Kreisordnung), ſeine Stimme zuerſt ab. 


Beweisaufnahme. 


Das Protokoll iſt inſoweit, als es die sub a. bis e. be- 
zeichneten Gegenſtände betrifft, den Betheiligten vorzu⸗ 
leſen oder zur Durchſicht vorzulegen. In dem Protokolle 
iſt zu bemerken, daß dies geſchehen und die Genehmi⸗ 
gung erfolgt ſei oder welche Einwendungen erhoben ſind. 

Den Vetheiligten iſt auf Antrag Abſchrift des 
über die mündliche Verhandlung aufgenommenen Proto⸗ 
kolls zu ertheilen. 

$ 13. Der Vorſitzende handhabt gemäß 88 72, 
119 a. a. O. die Ordnung in der mündlichen Ver⸗ 
handlung und führt erforderlichen Falles einen Beſchluß 
paß Kollegiums über den Ausſchluß der Oeffentlichkeit 
herbei. 
ö $ 14. Der Vorſitzende verkündet die ergangene 
Entſcheidung oder den ergangenen Beſchluß. Wird die 
Verkündigung der Gründe der Entſcheidung oder des 
Beſchluſſes für angemeſſen erachtet, ſo erfolgt ſie durch 
Vorleſung derſelben, oder durch mündliche Mittheilung 
ihres weſentlichen Inhalts. 


§ 10. In denjenigen Angelegenheiten, welche zu 
dem im $ 1 Litt. b. bezeichneten Geſchäftskreiſe gehören, 
it der Kreisausſchuß ſowohl im Verwaltungsſtreitverfah⸗ Hat die Verkündigung der Entſcheidung oder des 
ren als im Beſchlußverfahren ($ 2) zur Aufnahme des Veſchluſſes nicht ſofort erfolgen können, ſo bedarf es 
Beweiſes nach näherer Vorſchrift der 88 76 bis 79 und zu dieſem Behuſe nicht der Anberaumung einer beſon⸗ 
120 a. a. O. befugt. deren Sitzung 3 vielmehr genügt die Zuſtellung 1 mit 
e tor 5 Grunden verſehenen Entſcheidung oder des Beſchluſſes 
Mündliche Verhandlung. au die Betheiligten. 

$ 11. Die im Verwaltungsſtreitverfahren oder Nur in denjenigen Augelegenheiten, auf welche der 
Beſchlußverfahren (§ 2) zur mündlichen Verhandlungſs 21 der Reichsgewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 
gelangenden Sachen werden der Regel nach in der durch Anwendung findet, muß die Verkündigung der Entſcheidung 
den Vorſitzenden beſtimmten, durch Aushang vor dem oder des Beſchluſſes ſtet; in öffentlicher Sitzung erfolgen. 
Sitzungszimmer bekannt zu machenden Reihenfolge er- Erſcheint in derartigen Sachen die Ausſetzung der Entſchei⸗ 
ledigt. dung oder des Beſchluſſes nothwendig, ſo erfolgt die Ver⸗ 
In der Vorladung iſt die zur mündlichen Ver⸗ kündigung in einer weiteren Sitzung, welche ſofort anzube⸗ 

handlung beſtimmte Stunde anzugeben. Die mündliche raumen und den Parteien bekannt zu machen iſt. 


Urſchriften und Ausfertigungen. Materials an Vorakten u. dergl. Bedacht zu nehmen und 
§ 15. Alle Entſcheidungen, Veſcheide, Beſchlüſſe außerdem Folgendes zu beachten: 
und Verfügungen, welche von der Behörde als Kollegium] 1. Die Akten find zu foliiren, mit einem vorzu⸗ 
erlaſſen werden, ſind in der Ausfertigung mit der die heftenden vollſtändigen Inhaltsverzeichniſſe zu ver⸗ 
Behörde bezeichnenden Unterſchrift (der Kreisauſchuß des ſehen und mittelſt beſonderen Begleitberichtes ein⸗ 
Kreiſes N. N., der Stadtausſchuß des Stadtkreiſes N. N., zureichen, in welchem auf die Aktenfolien der 
der Magiſtrat) zu verſehen und von dem Vorſitzenden angefochtenen Entſcheidung oder des angefochtenen 
zu vollziehen. Bei Beſcheiden und Verfügungen, welche Beſchluſſes, der in der hoheren Inſtanz gewechſelten 
von dem Vorſitzenden erlaſſen werden und gegen welche Erklärungen und der von den Betheiligten aus⸗ 
das Geſetz ausdrücklich den Antrag auf mündliche Ver⸗ geſtellten Vollmachten zu verweiſen iſt. 
handlung oder auf Kollegialbeſchluß zuläßt (88 60, 64] 2. In dieſem Berichte find kurz erſichtlich zu machen: 
Abſ. 3, 111 Abſ. 3, 117 Abſ. 3 des Landesverwaltungs⸗ a. die Art des Verfahrens und die Bezeichnung 
geſetzes), lautet die Unterſchrift: des Rechtsmittels (Beſchwerde, Berufung, 
Namens des Kreisausſchuſſes. Reviſion); 
Der Vorſitzende. b. Name, Stand und Wohnort der Betheiligten 
Die Urſchriften der von dem Kollegium erlaſſenen und die Bezeichnung Desjenigen, der das 
Entſcheidungen, Beſcheide und Beſchlüſſe ſind von dem Rechtsmittel eingelegt hat; 
Vorſitzenden und wenigſtens zwei Mitgliedern zu vollziehen. der Gegenſtand des Verfahrens; 
Die Ausfertigungen der im Verwaltungsſtreitver⸗ im Verwaltungsſtreitverfahren der Werth des 
fahren ergangenen Entſcheidungen ſind mit der Ueberſchrift: Streitgegenſtandes. 


„Im Namen des Königs“ 8 19. Wenn . a 
N h Fun. * ? gemäß § 82 des Landesverwal⸗ 
See dem Siegel der ee für bie Kreis⸗ und tungsgeſetzes aus Gründen des öffentlichen Intereſſes 
adtausſchüſſe Pieußiſcher Adler mit einer die Behörde gegen die Entſcheidung des Kreisausſchuſſes von dem 
bezeichnenden Umſchriſt, für den Magiſtrat das Magiſtrats⸗ Vorſitzenden Berufung eingelegt iſt, ſo hat derſelbe 
fiegel — zu verſehen. Dieselben müſſen im Eingange hiervon ſofort dem Regierungspräſidenten, zum Zwecke 
n 
7 . 9 irke d 8 \ 5 
der Abſtimmung Theil genommen haben, erſehen laſſen. 795 0 15 abe, gemäß 8 84 a. a. O., An⸗ 
Bezüglich der Urkunden über Rechtsgeſchäfte und n 
Wenn gemäß $ 92 (§ 74 Abſ. 2) a. a. O. ein 


der Vollmachten eines Kreisverbandes bewendet es bei 
der Vorſchrift des $ 137 Abſ. 3 der Kreisordnung. beſonderer Kommiſſar des Negierungspräfidenten zur 

$ 16. Die gemäß 88 64 Abf. 4, 67, 86 Abſ. 4, Wahrnehmung des öffentlichen Iſttereſſes an der münd⸗ 
111 Abſ. 2, 117 Abſ. 3, 122 Abſ. 2 des Landesver⸗ lichen Verhandlung in zweiter Inſtanz vor dem Be⸗ 
waltungsgeſetzes zu ertheilende Belehrung über die Rechts⸗ zirksausſchuſſe Theil genommen hat und demnächſt 
mittel iſt ſtets am Schluſſe der betreffenden Beſcheide gegen die ergangene Entſcheidung Seitens einer Partei 
und Verfügungen und zwar, falls in denſelben der dispo⸗ das Nechtsntittel der Reviſion eingelegt wird, To hat der 
fitive Inhalt von der Begründung geſchieden iſt, am Kreisausſchuß hiervon dem Regierungspräſidenten An⸗ 
Schluſſe der Gründe in einer thunlichſt in die Augen zeige zu machen und zwar gleichzeitig mit der Ein⸗ 
forderung der Gegenerklärung auf die Anmeldungs⸗ 


fallenden äußeren Form zu ertheilen. 
und Rechtfertigungsſchrift. Abſchrift dieſer Schriftſätze 


Zuſtellungen. N 1 ai 
$ 17. Alle Hayes des Kreisausſchuſſes zu bes Wan. Regierungspräſidenten auf Verlangen mitzu- 


wirkenden Zuſtellungen erfolgen durch die eigenen Beamten 
deſſelben oder durch die demſelben nachgeordneten Behörden 
(ſtädtiſche Polizeiverwaltungen, Amtsvorſteher, Gemeinde⸗ 
vorſteher, Gutsvorſteher) oder durch die Poſt. Im Uebrigen 
finden auf dieſe Zuſtellung die Vorſchriften des Nach⸗ 
trages zu dem Regulative für den Geſchäftsgang bei dem 
Oberverwaltungsgerichte, vom 22. September 1881 (Min. 
Bl. f. d. inn. Verw. 1882 S. 42), *) mit der Maß: 
I daß 10 Zuſtellungsurkunde a eine beglaubigte 
Empfangsbeſcheinigung der zur Annahme legitimirten 108 des Landesve es er > 
Perſon erſetzt werden kann, ſinngemäße Anwendung. m der Paste; a nd Ne: 
Einreichung der Akten an die höhere Anftanz.|ves Gegners. 2 

$ 18. Bei der Einreichung der Akten an die 
höhere Inſtanz iſt auf Vollſtändigkeit des einzuſendenden 


ua 


Koſten. 


$ 20. Die Einziehung der Koften und baaren 
Auslagen des Verfahrens gemäß 88 108, 124, 157 
Nr. 2 a. a. O., § 22 der Reichsgewerbeordnung, er: 
ſolgt nach Maßgabe der hierüber beſonders ergehenden 
Beſtimmungen. 

Die Feſtſetzung der einer Partei im Verwaltungs: 
ſtreitverfahren zu erſtattenden baaren Auslagen gemäß 


Geſchäftskontrolbücher. 
$ 21. Die Einrichtung der erforderlichen Geſchäfts⸗ 


) Hinten abgedruckt. kontrolbücher bleibt bis auf Weiteres der Beſtimmung 


— 1 


des Regierungspräſidenten, für den Stadtausſchuß zu Handelsgewerbes veranlaßt iſt, an den Prokuriſten er⸗ 
Berlin der des Oberpräſidenten, überlafien. felgen 0 En € 

Br - Bei mehreren Bevollmächtigten, ſowie bei mehreren 

Geſchäftsjahr, Jahresbericht. Prokuriſten, genügt die Zuſtellung an Einen derſelben. 

§ 22. Das Geſchäftsjahr der Kreisausſchüſſe iſt V. Sind Streitgenoſſen vorhanden, ſo iſt die 

das Kalenderjahr. Ausfertigung einer ergangenen Entſcheidung der Regel 

Am Jahresſchluſſe hat der Vorſitzende dem Re⸗ nach nur Einem derſelben zuzuſtellen. Die übrigen 
gierungspräſidenten (für den Stadtkreis Berlin dem Theilnehmer find alsdann hiervon unter Beifügung 
Oberpräſidenten) eine Ueberſicht der vorgekommenen Ge⸗ einer Abſchrift des Tenors der Entſcheidung zu benach⸗ 
ſchäfte berichtlich einzureichen. In der Ueberſicht iſt richtigen. 
die Zahl der im Laufe des Jahres abgehaltenen Sitzun⸗ Bei Streitgenoſſen, welche Deputirte aus ihrer 
gen, die Zahl der anhängig gemachten, erledigten und Mitte beſtellt haben, erfolgt die Zuſtellung der ergehen: 
unerledigt gebliebenen im Verwaltungsſtreitverfahren den Entſcheidungen, Beſcheide und Verfügungen nur an 
und im Beſchlußverfahren verhandelten Sachen (§ 1 b, Einen derſelben. 

8 2 des Regulativs), beide Sachen getrennt und nach VI. Für die Ausführung der Zuſtellungen gelten 
Materien geordnet, ferner die Zahl der in dieſen Sachen die in 88 165 bis 170.5) der Deutſchen Civilprozeß⸗ 
zuſammen abgehaltenen Termine überhaupt, ſowie die⸗ ordnung gegebenen Vorſchriften. Im Falle des § 167 
jenigen Termine, in denen mündliche Verhandlung ſtatt⸗indet jedoch die Niederlegung des zu übergebenden 
gefunden hat, anzugeben. Die Veſtimmung eines For⸗ Schriftſtückes nur bei der Ortsbehörde oder bei der Poſt⸗ 
mulars für dieſe Ueberſicht bleibt vorbehalten. In den anſtalt des Zuſtellungsortes ſtatt. 

Bericht ſind die gutachtlichen Bemerkungen aufzunehmen, = 
zu denen die bei Handhabung der materiellen und for⸗ ) 8 165. Die Zuſtellungen konnen an jedem 
mellen Beſtimmungen der einſchlagenden Geſetzgebung Orte erfolgen, wo die Perſon, welcher zugeſtellt werden 
und des gegenwärtigen Regulativs gemachten Erfahrungen foll, angetroffen wird. 

Anlaß bieten. Hat die Perſon an dieſem Ort eine Wohnung 

Berlin, den 28. Februar 1884. oder ein Geſchäftslokal, ſo iſt die außerhalb der Woh⸗ 

Der Miniſter des Innern. nung oder des Geſchäftslokals an ſie erfolgte Zuſtellung 

v. Puttkamer. nur gültig, wenn die Annahme nicht verweigert wird. 

— — 166. Wird die Perſon, welcher zugeſtellt 

* Nachtrag werden ſoll, in ihrer Wohnung nicht angetroffen, ſo 
zu dem Regulative für den Geſchaftsgang bei dem Ober⸗ ann die Zuſtellung in der Wohnung an einen zu der 
verwaltungsgerichte vom 30. Januar / 2. April 1878, Familie gehörenden erwachſenen Hausgenoſſen oder an 
betreffend die Zuftellungen im Verwaltungsſtreitverfahren, eine in der Familie dienende erwachſene Perſon erfolgen. 
vom 22. September 1881. Wird eine ſolche Perſon nicht angetroffen, ſo 

An die Stelle des § 25 des Regulativs vom kann die Zuſtellung an den in demſelben Hauſe woh⸗ 
30. Januar / 2. April 1878 treten die nachſtehenden nenden Hauswirth oder Vermiether erfolgen, wenn dieſe 
Vorſchriften: zur Annahme des Schriftſtücks bereit ſind. 

I. Soweit das Geſetz nicht ein Anderes beſtimmt, 8 167. Iſt die Zuſtellung nach dieſen Beſtim⸗ 
erfolgen die von Seiten des Oberverwaltungsgerichtes mungen nicht ausführbar, ſo kann ſie dadurch erfolgen, 
zu bewirkenden Zuſtellungen entweder durch die Poſtſdaß das zu übergebende Schriftſtück auf der Gerichts⸗ 
oder durch damit beſonders beauftragte Beamte. Die ſchreiberei des Amtsgerichts, in deſſen Bezirke der Ort 
erſtere Art der Zuſtellung bildet die Regel. der Zuſtellung gelegen ift, oder an dieſem Orte bei der 

II. Die Zuſtellungen für nicht progeßfäbige Per- Poſtanſtalt oder dem Gemeindevorſteher oder dein Polizei⸗ 
ſonen erfolgen für dieſelben an deren geſetzliche Vertreter. vorſteher niedergelegt und die Niederlegung ſowohl durch 

Bei Behörden, Gemeinden und Korporationen, eine an der Thür der Wohnung zu befeſtigende ſchrift⸗ 
ſowie bei Perſonenvereinen, welche als ſolche klagen liche Anzeige, als auch, ſoweit thunlich, durch mündliche 
oder verklagt werden konnen, genügt die Zuſtellung an Mittheilung an zwei in der Nachbarſchaft wohnende 
die Vorſteher. Perſonen bekannt gemacht wird. 

Bei mehreren geſetzlichen Vertretern, ſowie bei 8 168. Für Gewerbtreibende, welche ein beſon⸗ 
mehreren Vorſtehern genügt die Zuſtellung an einen deres Geſchäftslokal haben, kann, wenn ſie in dem Ge⸗ 


derselben. ſchäftslokale nicht angetroffen werden, die Zuſtellung an 
III. Die Zuſtellung für einen Unteroffizier oder einen darin anweſenden Gewerbegehülfen erfolgen. 
einen Gemeinen des aktiven Heeres oder der aktiven Wird ein Rechtsanwalt, welchem zugeſtellt werden 


Marine erfolgt an den Chef der zunächſt vorgeſetzten ſoll, in feinem Geſchäftslokale nicht angetroffen, jo kann 
Kommandobehörde (Chef der Kompagnie, Eskadronf die Zuſtellung an einen darin anweſenden Gehilfen oder 
Batterie u. ſ. w.). Schreiber erfolgen. 

IV. Die Zuſtellung kann an den Bevollmach⸗ § 169. Wird der geſetzliche Vertreter oder der 
tigten und, wenn dieſelbe durch den Vetrieb eines! Vorſteher einer Behörde, einer Gemeinde, einer Korpo⸗ 


VII. An Sonntagen und allgemeinen Feiertagen Verſchluſſe, ſeiner Adreſſe und ſeiner Geſchäftsnummer 
darf eine Zuſtellung nn auf beſondere Anweiſung des nach bezeichneten Briefumſchlags bezeugen I IR. 
Oberverwaltungsgerichtes erfolgen. Die Verfügung, durch Die Urkunde iſt von dem Poſtboten er 90 n 
welche dieſe Anweiſung ertheilt wird, ift bei 15 Huben En und von dieſer dem Oberverwaltungsgerichte z 
lung auf Erfordern vorzuzeigen. Eine Zuſtellung, bei füberliefern. Ex . a ; 
welcher e nicht beobachtet ſind, iſt XI. In den Fallen der 88 182 bis 10 ) der 
gültig, wenn die Annahme nicht verweigert iſt. Deutſchen Civilprozeßordnung erfolgt die Zuſtellung in 

VIII. Ueber die Zuſtellung iſt eine Urkunde der dort vorgeſchriebenen Weiſe. | 
aufzunehmen, dieſelbe muß enthalten: Eine in einem anderen Deutſchen Staate zu be⸗ 
„Ort und Zeit der Zuſtellung; wirkende Zuſtellung erfolgt, ſofern fie nicht nach den 
„die Bezeichnung des zuzuſtellenden Schriftſtückes, mit dieſem beſtehenden Vereinbarungen durch die Poſt 
„die Bezeichnung der Perſonen, an welche zugeſtellt ausführbar iſt, mittelft Erſuchens der zuſtändigen Be: 

werden ſoll; hörde deſſelben. N UF, 
die Bezeichnung der Perſon, welcher zugeſtellt Die Zuſtellung wird durch das ſchriftliche Zeugniß 
iſt; in den Fällen der 88 166, 168, 169 der der erſuchten Behörden oder Beamten, daß die Zuſtellung 
Deutſchen Civilprozeßordnung die Angabe des ſerfolgt ſei, nachgewieſen. a 
Grundes, durch welchen die Zuſtellung an die be: XII. Iſt der Aufenthalt einer Partei unbekannt, 
zeichnete Perſon gerechtfertigt wird; wenn nachſſo kann die Juſtellung an dieſelbe durch Anheftung des 
5 167 a. a. O. verfahren iſt, die Bemerkung, zuzuſtellenden Schriftſtückes an der zu Aushängen des 
wie die darin enthaltenen Vorſchriften nach Maß⸗ Oberverwaltungsgerichtes beſtimmten Stelle erfolgen. 
gabe der Nr. VI. dieſes Negulativs beſorgt ſind; Die Zuftellung gilt als bewirkt, wenn ſeit der An⸗ 
im Falle der Verweigerung der Annahme, die heftung zwei Wochen verſtrichen find. Auf die Gültig: 
Erwähnung, daß die Annahme verweigert undſſeit der Zuſtellung hat es keinen Einfluß, wenn das 
das zu übergebende Schriftſtück am Orte der Zu⸗Schriftſtück von dem Orte der Anheftung zu früh entfernt 
ſtellung zurückgelaſſen iſt; wird. \ 
6. die Bemerkung, daß das zuzuſtellende Schriftſtück Enthält das zuzuſtellende Schriftſtück eine Ladung, 
übergeben iſt; ſo kann angeordnet werden, daß außerdem die ein⸗ oder 
die Unterſchrift des die Zuſtellung vollziehenden mehrmalige Einrückung eines Auszuges des Schriftſtückes 
Beamten. in die ſeitens des Oberverwaltungsgerichtes zu beſtim⸗ 
IX. Wird durch die Poſt zugeſtellt, ſo hat das menden Blätter zu erfolgen habe. 
Oberverwaltungsgericht einen durch ſein Dienſtſiegel In den Auszuge des Schriftſtückes müſſen die 
verſchloſſenen, mit der Adreſſe der Perſon, an welche Parteien, der Gegenſtand des Streites, der Antrag, der 
zugeſtellt werden ſoll, verſehenen und mit einer Geſchäfts⸗ Zweck der Ladung und die Zeit, zu welcher der Gela⸗ 
nummer bezeichneten Briefumſchlag, in welchem das zu- dene vor dem Oberverwaltungsgerichte erſcheinen ſoll, 
zuſtellende Schriftſtück enthalten iſt, der Poſt mit dem bezeichnet werden. 
Erſuchen zu übergeben, die Zuſtellung einem Poſtboten Die Ladung gilt in dieſem Falle als an dem 
des Beſtimmungsortes aufzutragen. Daß die Uebergabe Tage zugeſtellt, an welchem ſeit der letzten Einrückung 
in der bezeichneten Art geſchehen, iſt zu den Akten zul des Auszuges in die offentlichen Blätter ein Monat 
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beſcheinigen. verſtrichen iſt, ſofern nicht durch das Oberverwaltungs⸗ 
X. Die Zuſtellung durch den Poſtboten erfolgt ——— 
in Gemäßheit der Beſtimmungen zu VI. Ueber die ) 8 182. Eine im Auslande zu bewirkende 


Zuſtellung iſt von dem Poſtboten eine Urkunde aufzu- Zuſtellung erfolgt mittels Erſuchens der zuſtändigen Bes 
nehmen, welche den Beſtimmungen zu VIII. Nr. 1, 3 hörde des fremden Staates oder des in dieſem Staate 
bis 5, 7 entſprechen und die Uebergabe des feinem|vefidivenden Konſuls oder Geſandten des Reichs. 
ee § 183. Zuſtellungen an Deutſche, welche das 
ration oder eines Perſonenvereins, welchem zugeſtellt Recht der Exterritorialität genießen, erfolgen, wenn die⸗ 
werden ſoll, in dem Geſchäftslokale während der gewöhn⸗ ſelben zur Miſſion des Reichs gehören, mittels Er⸗ 
lichen Geſchäftsſtunden nicht angetroffen, oder iſt er an ſuchens des Reichskanzlers; wenn dieſelben zur Miſſion 
der Annahme verhindert, So kann die Zuſtellung an ſeines Bundesſtaates gehören, mittelſt Erſuchens des 
einen anderen in dem Geſchäftslokale anweſenden Beamten Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten dieſes Bundes⸗ 
oder Bedienſteten bewirkt werden. ſtaates. 

Wird der geſetzliche Vertreter oder Vorſteher in Zuſtellungen an die Vorſteher der Reichskonſulate 
feiner Wohnung nicht angetroffen, fo finden die Beſtim⸗ erfolgen mittels Erſuchens des Reichskanzlers. 
mungen der 88 166, 167 nur Anwendung, wenn ein § 184. Zuſtellungen an Perſonen, welche zu 
beſonderes Geſchäftslokal nicht vorhanden iſt. einem im Auslande befindlichen oder zu einem mobilen 

$ 170. Wird die Annahme der Zuſtellung ohne Truppentheile oder zur Beſatzung eines in Dienſt ge⸗ 
geſetzlichen Grund verweigert, jo iſt das zu übergebende ſtellten Kriegsfahrzeuges gehören, können mittels Er⸗ 
Schriſtſtück am Orte der Zuſtellung zurückzulaſſen. ſuchens der vorgeſetzten Kommandobehörde erfolgen. 
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gericht der Ablauf einer längeren Friſt für erforderlich 
erklärt wird. 

Dieſe Arten der Zuſtellung find auch dann zus 
läſſig, wenn bei einem in einem andern Deutſchen Staate 
oder im Auslande zu bewirkenden Zuſtellung die Befol⸗ 
gung der für dieſe beſtehenden Vorſchriften unansführbar 
iſt, oder keinen Erfolg verſpricht. 

XIII. Ob auch in anderen als ſolchen Fällen, 
in welchen eine Friſt in Frage ſteht, oder es ſich um 


Zuſtellung einer Entſcheidung, einer Ladung oder eines 


Schriftſtückes handelt, an deſſen Empfang ſich geſetzlich 


oder richterlich beſtimmte Folgen knüpfen, und demzu⸗ 


folge eine Zuſtellungsurkunde zu den Akten zu bringen 
iſt, eine Zuſtellung (Benachrichtigung, Mittheilung) 


unter Beobachtung der Vorſchriften zu I. bis XII. bewirkt 
werden ſoll, bleibt die Anordnung des Oberverwaltungs⸗ 
gerichtes im einzelnen Falle vorbehalten. 
ö Der vorſtehende, von dem Oberverwaltungsgerichte 
entworfene Nachtrag zu dem Regulative für den 
Geſchäftsgang bei dem Oberverwaltungsgerichte vom 
30. Januar / 2. April 1878 wird hiermit auf Grund 
des 9 30 des Geſetzes vom 3. Juli 1875 / 2. Auguſt 
1880 beſtätigt. 
Berlin, den 22. September 1881. 
Königliches Staats⸗Miniſterium. 
gez. G. v. Knameke. Maybach. Bitter. 
von Puttkamer. Dr. Lucius. Dr. Friedberg. 
v. Boetticher. v. Goßler. 


| 


Regu 


lati v 


zur Ordnung des Geſchäftsganges und des Verfahrens bei den Bezirksausſchüſſen. 


Auf Grund des § 56. des Geſetzes über die allge: 


glieder und ſtellvertretenden Mitglieder kommen, wenn 


meine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 ergeht zur fie Mitglieder der Bezirksregierung ſind, die für die letz⸗ 
Ordnung des Geſchäftsganges und des Verfahrens bei teren gegebenen Vorſchriften zur Anwendung, während im 
den Bezirksausſchüſſen nachſtehendes Negulativ,, welches Uebrigen die Ertheilung des Urlaubes bis zur Dauer 
gleichzeitig mit dem genannten Geſetze in Straf" tritt. von ſechs Wochen dem Oberpräſidenten, bei längerer 
ts preis 1 5 Dauer dem Miniſter des Innern zuſteht. 
Geſchäftskreis; Art des Verfahrens. Die gewählten Mitglieder und ſtellvertretenden 
§ 1. Der Bezirksausſchuß hat in der allgemeinen Mitglieder haben bei beabſichtigter längerer Entfernung 
Landesverwaltung nach näherer Vorſchrift der Geſetze von ihrem Wohnorte dem Vorſitzenden fofort Anzeige zu 
mitzuwirken und die Verwaltungsgerichtsbarkeit (Ent: machen, welcher die erforderliche Stellvertretung unter 
ſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren) auszuüben (§ 4. Beachtung der im $ 3. gegebenen Vorſchriften ordnet. 
Abſ. 1., § 7. des Landesverwaltungsgeſetzes). § 5. Der Bezirksausſchuß hält Ferien während 
Das Verfahren des Bezirksausſchuſſes iſt in den der Zeit vom 21. Juli bis zum 1. September. Die⸗ 
geſetzlich beſonders bezeichneten Fällen das Verwaltungs: ſelben ſind zwei Wochen vor ihrem Beginne durch das 
ſtreitverfahren, im Uebrigen das Beſchlußverfahren, nach Amtsblatt zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. Während 
näherer Vorſchrift des Landesverwaltungsgeſetzes und der der Ferien dürfen Termine zur mündlichen Verhandlung 
für gewiſſe Angelegenheiten, insbeſondere zur Ausführung der Regel nach nur in ſchleunigen Sachen abgehalten 


der Reichsgewerbeordnung, erlaſſenen Beſtimmungen. 


Sitzungen, Einberufung der Stellvertreter, 
Beurlaubung, Ferien. 


§ 2. Der Bezirksausſchuß verſammelt ſich an 
regelmäßig im Voraus beſtimmten Sitzungstagen. Dem 
Vorſitzenden liegt es ob, im Bedürfnißfalle außerordent⸗ 
liche Sitzungen anzuberaumen. 

§ 3. Ein Mitglied, welches durch Krankheit oder 
durch ſonſtige nicht zu beſeitigende Umſtände verhindert 
iſt, einer Sitzung beizuwohnen oder ſich der Wahrnehmung 
der ihm ſonſt obliegenden Geſchäfte zu unterziehen, hat 
dies ſofort dem Vorſitzenden anzuzeigen. 

Die Einberufung der Stellvertreter der gewählten 
Mitglieder durch den Vorſitzenden erfolgt, wenn der Pro⸗ 
vinzialausſchuß bei der Wahl eine Reigenfolge beſtimmt 
hat, nach dieſer Reihenfolge, andernfalls nach der durch 
Beſchluß des Bezirksausſchuſſes unter Zuſtimmung der 
Stellvertreter oder durch das Loos zu beſtimmenden 
Reihenfolge. 

§ 4. Für die Beurlaubung der ernannten Mit: 


werden. 


Auf den Lauf der geſetzlichen Friſten bleiben 
die Ferien ohne Einfluß. 
Befugniſſe des Vorſitzenden. 


§ 6. Der Vorſitzende ($ 28. Abſ. 1. und 2. 
§ 30. des Landesverwaltungsgeſetzes) leitet und beauf⸗ 
ſichtigt den geſammten Geſchäftsgang und ſorgt für die 
prompte Erledigung der Geſchäfte. 

Er eröffnet die eingehenden Schriftſtücke und ver⸗ 
merkt auf denſelben den Tag des Eingangs. Für den 
Fall der Behinderung des Vorſitzenden beziehungsweiſe 
deſſen Stellvertreters im Vorſitze kann ein vereidigter 
Büreaubeamter der Regierung mit der Eröffnung und 
Präſentation der eingehenden Schriftſtücke beauftragt 
werden. 

Iſt von einer Partei im Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahren, der Vorſchrift in § 66. a. a. O. zuwider, die 
Einreichung von Duplikaten verabſäumt, ſo kann die 
Anfertigung derſelben auf Koſten der Partei von dem 
Vorſitzenden angeordnet werden. 

8 7. Der Vorſitzende vertheilt die Geſchäfte unter 


die Mitglieder des Kollegiums. In den zur kollegia⸗ 
gen Eutſcheidung oder Beſchlußfaſſung gelangenden 
Sachen beſtellt der Vorsitzende aus der Zahl der er⸗ 
nannten oder der gewählten Mitglieder einen Referenten 
und nach Befinden einen Korreferenten; auch kann er 
1 ſelbſt zum Referenten oder zum Korreferenten be⸗ 
rellen. 

Er zeichnet die Konzepte aller Verfügungen. 

§ 8. Abgeſehen von den Fällen, in welchen das 
Geſetz — 88 60., 64., 86., 95., 111., 117., 122. 
4. a. O. — denVorſitzenden, beziehungsweiſe im Einver⸗ 
nehmen mit den ernannten Mitgliedern des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes, ermächtigt oder anweiſt, Namens der Behörde 
Verfügungen oder Beſcheide zu erlaſſen, werden Ver⸗ 
fügungen, welche, ohne der fachlichen Entſcheidung vor: 
zugreifen, zur Vorbereitung derſelben dienen oder die 
Leitung des Verſahrens bezwecken und für welche die 
Zuſtimmung des Kollegiums nicht beſonders vorgeſchrie⸗ 
ben iſt ($ 118. a. a. O.) der Regel nach ohne Vortrag 
im Kollegium entweder von dem Vorſitzenden ſelbſt oder, 
unter feiner Mitzeichnung, von demjenigen Mitgliede 
erlaſſen, welchem der Vorſitzende die Bearbeitung der 
Sache überträgt. Ergiebt ſich zwiſchen dieſem Mitgliede 
und dem Vorſitzenden eine Meinungsverſchiedenheit, oder 
wird gegen das Verfügte Einſpruch erhoben, ſo iſt der 
Beſchluß des Kollegiums hierüber herbeizuführen. 
„„Dem Ermeſſen des Vorſitzenden bleibt es in allen 
Fällen überlaſſen, den vorgängigen Vortrag im Kolle⸗ 
gium anzuordnen. 

§ 9. Der Vorſitzende leitet die Verhandlungen 
und Berathungen in den Sitzungen; bei der Abſtim⸗ 
mung ſtellt er die Fragen und ſammelt die Stimmen, 
— vorbehaltlich der Entſcheidung des Kollegiums, falls 
über die Frageſtellung oder über das Ergebniß der Ab⸗ 
ſtimmung eine Meinungsverſchiedenheit entſteht. Bei 
der Abſtimmung giebt der Referent, ſoweit er Stimm⸗ 
recht hat, ſeine Stimme zuerſt ab. 


Beweisaufnahme. 


8 10. Zur Aufnahme des Beweiſes ift der Bezirks⸗ 
ausſchuß nach näherer Vorſchrift der 88 76. bis 79. und 
120. a. a. O. ſowohl im Verwaltungsſtreitverfahren als 
im Beſchlußverfahren befugt. 


Mündliche Verhandlung. 


$ 11, Die im Verwaltungsſtreitverfahren oder 
Beſchlußverfahren zur mündlichen Verhandlung gelangen⸗ 
den Sachen werden der Regel nach in der durch den 
Vorſitzenden beſtimmten, durch Aushang vor dem Sitzungs⸗ 
zimmer bekannt zu machenden Reihenfolge erledigt. In 
der Vorladung iſt die zur mündlichen Verhandlung be⸗ 
ſtimmte Stunde anzugeben. Die mündliche Verhandlung 
iſt durch einen Vortrag des Referenten über das Sach⸗ 
verhältniß einzuleiten; bei dem Erſcheinen ſämmtlicher 
Betheiligten kann der Vorſitzende dieſen den Vortrag des 
Sachverhalts überlaſſen. Iſt in Gemäßheit des Abſatz 
2. des § 74. a. a. O. zur Wahrnehmung des öffentlichen 
Intereſſes für die mündliche Verhandlung von dem Re⸗ 
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gierungspräſidenten ein beſonderer Kommiſſar beſtellt, 

ſo wird dieſer mit ſeinen Ausführungen und Anträgen 

nach den Parteien gehört. 

Der Vorſitzende hat dahin zu wirken, daß das 
Sachverhältniß vollſtändig aufgeklärt wird und die ſach⸗ 
gemäßen Anträge von den Betheiligten geſtellt werden. 

§ 12. Durch Aufnahme in das Protokoll über 
die mundliche Verhandlung ſind insbeſondere feſtzuſtellen: 

a, neue thatſächliche Erklärungen und neue Anträge 
der Betheiligten oder die Thatſache, daß ſolche aus 
den Vorträgen der Betheiligten nicht zu entnehmen 

waren; i 
„ Anerkenntniſſe, Verzichtleiſtungen und Vergleiche, 

durch welche der geltend gemachte Anſpruch ganz 

oder theilweiſe erledigt wird; 5 
die Ausſagen der Zeugen und Sachverſtändigen, 

welche im Termin zur mündlichen Verhandlung 

vernommen werden; 

.die zum Zwecke der Aufklärung des Sachverhalts 
oder der förmlichen Beweisaufnahme erfolgte Vor⸗ 
legung von Akten und Verleſung von Schrift⸗ 
ſtücken; 

das Ergebniß eines im Termin eingenommenen 
Augenſcheins. 

Das Protokoll iſt inſoweit, als es die sub a. bis 
0. bezeichneten Gegenſtände betrifft, den Betheiligten vor⸗ 
zuleſen oder zur Durchſicht vorzulegen. In dem Protokoll 
iſt zu bemerken, daß dies geſchehen und die Genehmigung 
erfolgt ſei, oder welche Einwendungen erhoben ſind. 

Den Betheiligten iſt auf Erfordern Abſchrift des 
über die mündliche Verhandlung aufgenommenen Proto⸗ 
kolls zu ertheilen. 

$ 13. Der Vorſitzende handhabt gemäß §8 72., 
119. a. a. O. die Ordnung in der mündlichen Ver⸗ 
handlung und führt erforderlichenfalls einen Beſchluß 
Fe Kollegiums über den Ausſchluß der Oeffentlichkeit 
herbei. 

§ 14. Der Vorſitzende verkündigt die ergangene 
Entſcheidung oder den ergangenen Beſchluß. Wird die 
Verkündigung der Gründe für angemeſſen erachtet, ſo 
erfolgt ſie durch Vorleſung derſelben oder durch münd⸗ 
liche Mittheilung des weſentlichen Inhalts. 

Hat die Verkündigung der Entſcheidung oder des 
Beſchluſſes nicht ſofort erfolgen können, ſo bedarf es zu 
dieſem Behufe nicht der Anberaumung einer beſonderen 
Sitzung, vielmehr genügt die Zuſtellung der mit Grün⸗ 
den verſehenen Entſcheidung oder des Beſchluſſes an die 
Betheiligten. 

Nur in denjenigen Angelegenheiten, auf welche 
der § 21. der Reichsgewerbeordnung vom 21. Juni 1869, 
Anwendung findet, muß die Verkündigung der Ent⸗ 
ſcheidung oder des Beſchluſſes ſtets in öffentlicher Sitzung 
erfolgen. 

Erſcheint in derartigen Sachen die Ausſetzung der 
Entſcheidung oder des Beſchluſſes nothwendig, ſo erfolgt 
die Verkündigung derſelben in einer weiteren Sitzung, 
welche ſofort anzuberaumen und den Parteien bekannt 
zu machen iſt. 


DREH ar. 4 Die Zufertigung der in der Berufungsinſtanz 
Urſchriften und Ausfertigungen. ergangenen Entſcheidungen erfolgt gemäß 8 92 Abſ. 2 

§ 15. Alle Entſcheidungen, Beſcheide, Beſchlüſſe des Landesverwaltungsgeſetzes durch Vermittelung der 
und Verfügungen, welche von der Vehörde als Kollegium ſerſten Inſtanz. Auch in der Beſchwerdeinſtanz kann 
erlaſſen werden, ſind in der Ausfertigung mit der Unter- geeigneteufalls hiernach verfahren werden. 


ſchrift: Der Vezirksausſchuß zu N. N.“ Rückſendung der Akten in die erſte Inſtanz. 


zu verſehen und von dem Vorſitzenden zu vollziehen. § 18. Das bei dem Bezirksausſchuß in zweiter 
Bei Beſcheiden und Verfügungen, welche von dem Vor⸗ Juſtanz entſtandene Akienmaterial iſt zu den Akten der 
ſitzenden im Einvernehmen mit den ernannten Mitglie⸗ erſten Inſtanz zu nehmen und mit dieſen zurückzuſenden, 
dern oder von dem Vorſitzenden allein erlaſſen werden mit Ausnahme der Urſchriften der in zweiter Inſtanz 
und gegen welche das Geſetz ausdrücklich den Antrag ergangenen Entſcheidungen und Beſcheide, von denen 
auf mündliche Verhandlung oder auf Kollegtalbeſchlußſeine beglaubigte Abſchrift zu den Akten der erſten In⸗ 
zuläßt (88 60, 64 Abs. 3, 111 Abi. 3, 117 Ab. 3ſtanz zu ertheilen iſt. Hat der Bezirksausſchuß in 
des Landesverwaltungsgeſetzes) lautet die Unterſchrift: zweiter Inſtanz einen Beſcheid gemäß 8889, 111, 117 
Namens des Bezirksausſchuſſes. g. a. O. erlaſſen, ſo iſt die Rückſendung der Akten aus⸗ 
Der Vorſitzende. zuſetzen und zuvörderſt abzuwarten, ob gegen den Be⸗ 
Die Urſchriften der Beſcheide, welche von dem ſſcheid der Antrag auf mündliche Verhandlung bezw. auf 
ane fen ele a mit den ernannten Mit⸗Beſchluß des Kollegiums geſtellt wird. 
gliedern erlaſſen werden, ſind von dieſen mitzuvollziehen. min ns; ala ah 
Die Urſchriften der Entfeheidingen, Veſcheide und Be⸗ Einreichung der Akten an die höhere Inſtanz. 
8 19. Bei der Einreichung der vom Bezirks⸗ 
ausſchuß in erſter Inſtanz verhandelten Akten an die 


ſchlüſſe, welche von dem Kollegium erlaſſen werden, 
find von dem Vorſitzenden und wenigſtens einem er⸗ 
nannten und einem gewählten Mitgliede, welche theil⸗ höhere Inſtanz iſt auf Vollſtändigkeit des einzuſendenden 
genommen haben, zu vollziehen. Materials an Vorakten und dergl. Bedacht zu nehmen 
Die Ausfertigungen der im Verwaltungsſtreitver⸗und außerdem Folgendes zu beobachten: 
1. Die Akten find zu foliiren, mit einem vorzuhef⸗ 
tenden vollſtändigen Inhaltsverzeichniſſe zu ver⸗ 


ſahren ergangenen Endurtheile ſind mit der Unterſchrift: 
ſehen und mittelſt beſonderen Begleitberichts ein⸗ 


„Im Namen des Königs“ 

und dem Siegel des Bezirksausſchuſſes — entſprechend 

dem Siegel der Regierungen mit der Umſchrift: zureichen, in welchem auf die Aktenfolien der 
Entſcheidung oder des Beſchluſſes erſter Inſtanz, 
der in zweiter Inſtanz gewechſelten Erklärungen 


„Der Bezirksausſchuß zu N. N.“ 
zu verſehen. Dieſelben müſſen im Eingange den 
und der von den Betheiligten ausgeſtellten Voll: 
machten zu verweiſen iſt. 


Sitzungstag, an welchem die Eutſcheidung getroffen iſt, 
und die Mitglieder des Vezirksausſchuſſes, welche an 
2. In dieſem Berichte ſind kurz erſichtlich zu machen: 
d. die Art des Verfahrens und die Bezeichnung 


der Abſtimmung Theil genommen haben, erſehen laſſen. 
9 16. Die gemäß 88 64 Abſ. 4, 67, 86. Abſ. 4, f 

89, 95, 111 Abſ. 2 und 3, 117 Abſ. 3, 122 Abſ. 2 des Rechtsmittels (Beſchwerde, Berufung, es 

a. a. O. zu ertheilende Belehrung über die Rechts⸗ viſion); 

mittel iſt ſtets am Schluſſe der betreffenden Veſcheide p. Namen, Stand und Wohnort der Betheiligten 

und Verfügungen und zwar, falls in denſelben der dis⸗ und die Bezeichnung Desjenigen, der das 

poſitive Inhalt von der Begründung geſchieden iſt, am Rechtsmittel eingelegt hat: 


Schluſſe der Gründe, in einer thunlichſt in die Augen 6. der Gegenſtand des Verfahrens; 
fallenden äußeren Form zu ertheilen. d. im Verwaltungsſtreitverfahren der Werth des 
Zuſtellungen. Streitgegenſtandes. 


8 17. Alle Namens des Bezirksausſchuſſes zu 
bewirkenden Zuſtellungen erfolgen durch Beamte der 
Regierung oder durch die dem Bezirksausſchuſſe nach⸗ 
geordneten Behörden (ſtädtiſche Polizeiverwaltungen, 
Amtsvorſteher, Gemeindevorſteher, Gutsvorſteher) oder Nr. 2 a. a. O., § 22 der Reichsgewerbe⸗Ordnung, er⸗ 
durch die Poſt. Im Uebrigen finden auf dieſe Zu⸗ folgt nach Maßgabe der hierüber beſonders ergehenden 
ſtellungen die Vorſchriften des Nachtrages zu dem Beſtimmungen. 

Regulative für den Geſchäftsgang bei dem Ober Ver⸗ Die Feſtſetzung der einer Partei im Verwaltungs: 
waltungsgerichte, vom 22. September 1881 (Miniſterial⸗ ſtreitverfahren zu erſtattenden baaren Auslagen gemäß 
blatt für die innere Verwaltung 1882 Seite 42) mitſ§ 108 eit. erfolgt auf Antrag der Partei, erforderlichen 
der Maßgabe, daß die Zuſtellungsurkunde durch eine Falles nach Anhörung des Gegners. 
beglaubigte Empfangsbeſcheinigung der zur Annahme Geſchäſtsk bücher 
legitimirten Perſon erſetzt werden kann, finngemähe An⸗ eſchäſtskontrolbücher 2. 

9 21. Die Einrichtung der erforderlichen Geſchäfts⸗ 


Koſten. 
8 20. Die Einziehung der Koſten und baaren 


wendung. 


Auslagen des Verfahrens gemäß §8 108, 124, 157 


